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GEMEINSAME SATZUNG 
 
zum Bebauungsplan „Im Gässle – Neufassung Teilbereich“ der Gemeinde Kirchzarten 
und die örtlichen Bauvorschriften für diesen Bereich 
 

Der Gemeinderat der Gemeinde Kirchzarten hat in seiner öffentlichen Sitzung am ................. 
den Bebauungsplan "Im Gässle – Neufassung Teilbereich“ im Verfahren nach § 13a BauGB 
als Bebauungsplan der Innenentwicklung sowie die örtlichen Bauvorschriften unter Zugrun-
delegung der nachstehenden Rechtsvorschriften als Satzung beschlossen. 
 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBI. I S. 3634); 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786); 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Plan-
inhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. 1991 I S.58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1057); 

- § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.Juli 2000 (GBl. 2000, 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 16 des 
Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 161, 186). 

- § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 
05.März 2010 (GBl. 2010, S. 357, 358 ber. S. 416),  zuletzt geändert am 18.Juli 
2019 (GBl. 2019, S. 313 – Inkrafttreten der Änderung am 01. August 2019). 

 
 

§ 1 
 
Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit seinen örtlichen Bauvorschriften 
ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil vom 26.09.2019. 
 

§ 2 
 

Bestandteile der Satzung 
 
1. Der Bebauungsplan besteht aus: 

 a. der Planzeichnung vom       26.09.2019 
  
 b. den textlichen Festsetzungen vom  26.09.2019 
  I. planungsrechtliche Festsetzungen 
 
 
2. Die örtlichen Bauvorschriften bestehen aus: 

a. den textlichen Festsetzungen vom   26.09.2019 
 II. Örtliche Bauvorschriften 
  

Beigefügt sind: 

 a. Gemeinsame Begründung vom  26.09.2019  
 
 b. die textlichen Festsetzungen vom 26.09.2019 

  III Hinweise  
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§ 3 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig i.S. von § 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO handelt, wer den aufgrund § 74 LBO erlasse-
nen örtlichen Bauvorschriften der Satzung zuwiderhandelt. 
 
 

§ 4 
 

In-Kraft-Treten 
 
Der Bebauungsplan „Im Gässle – Neufassung Teilbereich“ und die örtlichen Bauvorschriften 
treten mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB und § 74 Abs. 7 LBO 
i. V. m. § 10 BauGB in Kraft. 
 
 
 
Gemeinde Kirchzarten, den ......................                  
.......................................... 
                   Andreas Hall, Bürgermeister 
 
 
Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderats übereinstimmt. 
 
 
 
Gemeinde Kirchzarten, den ......................                  
.......................................... 
                   Andreas Hall, Bürgermeister 
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In Ergänzung zur Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen  
 

Rechtsgrundlagen: 
 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBI. I S.  3634). 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S.  3786). 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. 1991 I S.58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 
(BGBI. I.S. 1057). 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 
2000 (GBl. 2000 S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes 
vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 161, 186). 

 
 
1. Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB 
 
1.1 Die Art der baulichen Nutzung wird in der Planzeichnung festgesetzt. 
 
1.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2 und WA 3 werden Gartenbaubetriebe 

und Tankstellen nach § 4 (3) Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO 
ausgeschlossen. 
 

2. Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 16 – 20 BauNVO 
 
2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird in der Planzeichnung durch Grundflächenzahlen, 

Vollgeschosse als Höchstmaß und Gebäudehöhen festgesetzt. 
 
2.2 Gebäudehöhe ist der höchste Punkt der Dachfläche. 
 
3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen gemäß § 9 (1) 

Nr. 2 BauGB und § 22 und 23 BauNVO 
 
3.1 Die Bauweise (offen) wird in der Planzeichnung festgesetzt. 
 
3.2 Die überbaubaren Grundstücksflächen für die Hauptnutzungen werden in der 

Planzeichnung durch Baugrenzen und Baulinien festgesetzt. 
 
3.3 Stellplätze gemäß § 12 BauNVO dürfen nur innerhalb der in der Planzeichnung 

dargestellten überbaubaren Grundstücksflächen oder innerhalb der Flächen für 
Stellplätze errichtet werden. Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen für die Hauptnutzungen zulässig. 
 

3.4 Auf der Fläche „DT“ dürfen die Baugrenzen zwischen dem WA 2 und dem WA 3 durch 
die Errichtung von Terrassenanbauten an die Hauptgebäude und durch außenliegende 
Treppenanlagen gem. § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO i.V.m. § 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO 
mehr als nur geringfügig überschritten werden. Die maximal zulässige Überschreitung 
durch Terrassenanbauten ist auf die blau schraffierte Fläche beschränkt. Sie ist nur auf 
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Höhe des Erdgeschosses und des 1. Obergeschosses bis maximal 391,20 m ü.N.N. 
zulässig. Die Terrassen dürfen seitlich zwischen den Gebäuden im WA 2 und im WA 3 
nicht geschlossen werden. Die seitliche Absturzsicherung der Dachterrasse im 1. OG 
darf nicht massiv oder geschlossen ausgeführt werden. Sie darf die maximal zulässige 
Terrassenhöhe um bis zu 1,20 m überragen. Außenliegende Treppenanlagen inklusive 
Podesten dürfen innerhalb der Fläche „DT“ die Baugrenzen der Hauptgebäude um bis 
zu 2,00 m überschreiten. 

 
4. Stellung der baulichen Anlagen gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB 

 
4.1 In der Planzeichnung ist die Stellung der baulichen Anlagen in Form der Firstrichtung 

der Hauptbaukörper festgesetzt. 
 
5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte gemäß § 9 (1) Nr. 21 BauGB 

 
5.1 Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belastete Fläche zugunsten der 

Versorgungsträger und der Allgemeinheit ist in der Planzeichnung gekennzeichnet.  
 
6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  
 

6.1 Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind im Plangebiet nur zulässig, wenn sie 
beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind, so dass keine Kontamination des 
Bodens durch Metallionen zu erwarten ist. 

 
6.2 Die Flachdächer sind auf mindestens 50% der Grundfläche des jeweiligen Gebäudes zu 

begrünen. Als Begrünung gelten insoweit auch gärtnerische Nutzungen in Hochbeeten, 
Pflanzentrögen und -kübeln. 
 

7. Flächen zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(Pflanzbindung) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB 

 
7.1 Der in der Planzeichnung gekennzeichnete Baum ist dauerhaft zu erhalten. 

Bei Abgang oder Fällung dieses Baumes ist als Ersatz ein vergleichbarer Laubbaum 
nachzupflanzen. 
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II. Örtliche Bauvorschriften  
 

Rechtsgrundlagen: 
 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. März 2010 (GBl. S.  357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert 
am 18. Juli 2019 (GBl. 2019, S. 313 – Inkrafttreten der Änderung am 01. August 
2019). 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 
2000 (GBl. 2000 S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes 
vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 161, 186). 

 
1. Gestaltung baulicher Anlagen gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 
 
1.1 Zur Fassadengestaltung sind leicht getönte Farben zu verwenden. Spiegelnde 

Fassaden und grelle Farbanstriche sind nicht zulässig. 
 

1.2 Die festgesetzte Dachneigung ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
 

2. Werbeanlagen gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO 
 

2.1 Werbeanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Sie 
dürfen weder blinken noch sich bewegen. 

 
2.2 Im Planungsgebiet sind Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung zulässig. Die 

Anbringung von Werbeanlagen auf Dachflächen und über den Gebäuden ist unzulässig. 
 

2.3 Die Größe der einzelnen Werbeanlagen darf die Fläche von 2 m² nicht überschreiten.  
 

3. Niederspannungsfreileitungen gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO 
 

3.1 Niederspannungsfreileitungen sind nicht zugelassen. Das Niederspannungsnetz ist als 
Kabelnetz auszuführen. 

 
4. Stellplatzverpflichtung gemäß § 37 Abs. 1 und § 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO 
 
4.1 Im Plangebiet sind für Wohnungen pro Wohnung mindestens 1,5 Stellplätze (für 1-

Raum-Wohnungen mindestens 1,0 Stellplätze) herzustellen. Ergibt sich bei der 
Berechnung der notwendigen Stellplätze pro baulicher Anlage eine Bruchzahl, so wird 
aufgerundet. Bei einer Wohneinheit pro baulicher Anlage sind 2 Stellplätze zu erstellen. 
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III. Hinweise - Nachrichtliche Übernahmen 
 
1. Wasserschutz 

 
1.1 Das Planungsgebiet befindet sich in der weiteren Schutzzone IIIb des 

Wasserschutzgebietes „Zartener Becken“. Die entsprechenden Schutzbestimmungen 
sind zu beachten. 
 

2. Denkmalschutz 
 

2.1 Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz (zufällige Funde) ist das Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abt. 8 – Landesamt für Denkmalpflege, Postfach 20 01 52, Esslingen a. N., 
Dienstisitz Freiburg, Sternwaldst. 14, 79102 Freiburg, unverzüglich zu benachrichtigen, 
falls Bodenfunde in diesem Gebiet zu Tage treten. Auch ist das Amt heranzuziehen, 
wenn Bildstöcke, Wegkreuze, alte Grenzsteine oder ähnliches von den Baumaßnahmen 
betroffen sein sollten. 
 

2.2 Das Haus Hauptstraße Nr. 45 unterliegt als Einzeldenkmal dem Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) des Landes Baden-Württemberg. Demnach darf gemäß § 8 DSchG: „Ein 
Kulturdenkmal ... nur mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde  
1. zerstört oder beseitigt werden,  
2. in seinem Erscheinungsbild beeinträchtigt werden ...“ 
Beim Anbau an dieses Gebäude ist eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung 
einzuholen.  

 
3. Rettungswege 

 
3.1 Mit den Bauanträgen ist die Anfahrbarkeit aller Gebäude für Rettungsfahrzeuge 

nachzuweisen. 
 

 
  
 
Planung vom ..................... 
 
Gemeinde Kirchzarten  
 
 
……………………………. 
Andreas Hall 
Bürgermeister 
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1. Erfordernis der Bebauungsplanänderung und Abgrenzung des Plangebiets 
 

Der Bebauungsplan „Im Gässle“ aus dem Jahr 1994 setzt das Quartier zwischen 
Hauptstraße, Giersbergstraße, Schulhausstraße und Im Gässle als allgemeines 
Wohngebiet fest. Der Bebauungsplan ist weitgehend umgesetzt, d.h. die verfügbaren 
Bauflächen sind bebaut. 
 
Im Jahr 2009 wurde der Bebauungsplan in einem kleinen Teilbereich am südwestlichen 
Ende des Plangebiets auf den Flst.Nr. 63, 63/7 und 63/8 geändert. Anlass war eine 
geplante Bebauung auf Flst.Nr. 63/8 hinter dem denkmalgeschützten Gebäude 
Hauptstraße 45. In Abstimmung mit dem Vorhabenträger wurde die Änderung als 
Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) nach § 12 BauGB aufgestellt. Sie setzte ein 
zusätzliches, leicht gekrümmtes Baufenster für ein Wohnhaus mit zwei bis drei 
Vollgeschossen fest. Dieses Vorhaben wurde aufgrund geänderter Zielsetzung des 
Vorhabenträgers jedoch nicht verwirklicht. Der Vorhabenträger verfolgt das Vorhaben in 
der damaligen Form nicht weiter. Überdies hat sich herausgestellt, dass die 
Planänderung von 2009 wegen formaler Mängel nicht die Anforderungen an einen VEP 
nach § 12 BauGB erfüllte und deshalb vermutlich unwirksam ist. 
 
Der Vorhabenträger hat das Wohngebäude nun umgeplant und in der Höhe reduziert. 
Weil es dadurch nicht mehr dem VEP entspricht und weil dieser ohnehin vermutlich 
unwirksam ist, kann das Vorhaben aber trotz seiner  vorgenannten Veränderungen nicht 
auf Basis des VEP genehmigt werden. Es bedarf daher der erneuten Aufstellung eines 
Änderungsbebauungsplans für diesen Teilbereich, um das verkleinerte Wohngebäude 
zu ermöglichen. 
 
Auf einen VEP soll nach den Erfahrungen aus 2009 nun jedoch verzichtet und ein 
normaler Angebotsplan aufgestellt werden. Damit dieser unabhängig von den 
vorausgehenden Plänen und Planänderungen gilt, wird er nicht als Änderungsplan 
aufgestellt, sondern als Neufassung des betreffenden Teilbereichs. Der Geltungsbereich 
wurde genauso abgegrenzt wie 2009, um sicherzustellen, dass das gesamte Gebiet 
weiterhin wirksam überplant ist. Er umfasst die Flst.Nr. 63/7, 63/8 und 63 der Gemarkung 
Kirchzarten mit insgesamt ca. 1.872 m2. 
 

2. Wahl des Verfahrens 
 

Die vorliegende Neufassung des Teilbereichs wird als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung nach § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB aufgestellt. Die überbaubare 
Grundstücksfläche im Geltungsbereich der Neufassung liegt weit unter 20.000 m2, und 
es handelt sich zweifellos um eine Innenentwicklung. Anhaltspunkte für ein Vorliegen 
von Ausschlussgründen für die Anwendung des § 13a BauGB nach Abs. 1 S. 4 oder S. 
5 BauGB (Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, 
Beeinträchtigung von FFH- oder Vogelschutzgebieten oder von Störfallbetrieben nach 
der Seveso III-Richtlinie) liegen nicht vor.  
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3. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
 
3.1 Nutzungsart 
 

Festgesetzt wird entsprechend dem übrigen Geltungsbereich des Bebauungsplans „Im 
Gässle“ ein allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO, in dem außer der Hauptnutzung 
Wohnen auch die sonstigen Regelnutzungen des § 4 Abs. 2 BauNVO 
(gebietsversorgende Läden, Gastronomie und Handwerksbetriebe sowie Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) zulässig sind. Von 
den ausnahmsweise zulässigen Nutzungen des § 4 Abs. 3 BauNVO werden 
Gartenbaubetriebe wegen ihre hohen Flächenbedarfs und Tankstellen wegen der durch 
sie verursachten Immissionen ausgeschlossen. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
nicht störende Gewerbebetriebe und Verwaltungsanlagen bleiben ausnahmsweise 
zulässig, d.h. sie können im Einzelfall genehmigt werden, wenn sie gebietsverträglich 
sind. 

 
3.2 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

 
Die durch Baugrenzen und Baulinien im zeichnerischen Teil festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen entsprechen weitgehend denjenigen aus dem – vermutliche 
unwirksamen – Änderungsplan von 2009. Im Teilbereich WA 1 bleiben die Baugrenzen 
für Hauptgebäude und Stellplätze und die private Grünfläche unverändert. Im Vergleich 
zum Ursprungsplan von 1994 wird das Baufenster allerdings angepasst, damit es den 
tatsächlichen Gebäudegrundriss des bereits dort stehenden Wohngebäudes besser 
abbildet, das nicht genau dem Baufenster von 1994 entspricht. Gebäude und Baufenster 
sind damit künftig nahezu deckungsgleich. 
 
In den Teilbereichen WA 2 und WA 3 wurden im Vergleich zum Änderungsplan von 2009 
folgende Anpassungen durchgeführt: 
 
- Das denkmalgeschützte Gebäude im WA 2 hat einen genehmigten Anbau mit einer 
Loggia nach Nordwesten erhalten, der über die schon 1994 festgesetzte Baugrenze 
hinausging. Das jetzige Baufenster führt den tatsächlichen Bestand nach und bezieht 
die Loggia ein. Die private Grünfläche im WA 2 wird im Gegenzug um die Fläche der 
Loggia reduziert. Gleiches gilt für die genehmigten Stellplätze auf dem Grundstück.  
 
- Das Baufenster für den Neubau im WA 3, das im Bebauungsplan von 1994 noch gar 
nicht enthalten war, wurde im Vergleich zum Änderungsplan von 2009 leicht nach 
Norden erweitert. Das entspricht allerdings der bereits 2009 vorgesehenen Bebauung, 
die am nördlichen Ende im EG frei bleibt und dort Stellplätze ermöglicht, jedoch mit dem 
1. OG die Stellplätze teilweise überkragt. Das überkragende 1. OG, das zum 
Hauptgebäude gehört, wird durch das jetzige Baufenster besser abgebildet.  

 

- Zwischen dem Neubau im WA 3 und dem denkmalgeschützten Gebäude im WA 2 wird 
eine Fläche festgesetzt, auf der eine Überbauung mit einer Dachterrasse in Höhe des 1. 
Obergeschosses zugelassen wird, die die beiden Gebäude verbindet. Diese Fläche war 
bereits 2009 als Fläche zur Überschreitung der überbaubaren Grundstücksfläche durch 
Balkone, Loggien und Auskragungen vorgesehen. Die Festsetzung wurde nun unter 
Bezugnahme auf § 23 Abs. 3 S. 3 und § 23 Abs. 2 S. 3 BauNVO präzisiert und damit 
klargestellt, dass es sich bei der Dachterrasse inklusive dem Treppenaufgang nicht um 
eine Nebenanlage, sondern um einen Teil des Hauptgebäudes handelt. 
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3.3 Maß der baulichen Nutzung 
 

3.3.1 Gebäudehöhen 
 
Das Bestandsgebäude im WA 1 weist drei Vollgeschosse auf. Während der 
Bebauungsplan von 2009 noch zwei bis drei Vollgeschosse festsetzte, wurde 
entsprechend dem Bestand nunmehr die Höhe auf bis zu drei Vollgeschosse festgesetzt. 
Die Höhenfestsetzungen wurden von einer Firsthöhe über Gelände auf eine inhaltlich 
bestimmtere Gebäudehöhe über NN geändert. 
  
Im WA 2 (denkmalgeschütztes Bestandsgebäude) bleibt es wie bisher bei zwei 
Vollgeschossen und einer Gebäudehöhe von 396 m über NN. Auf die Festsetzung einer 
Traufhöhe kann hier verzichtet werden, da aus Denkmalschutzgründen ohnehin kein 
Flachdach zulässig ist.  
 
Im WA 3 (Neubau) wurde entsprechend der nunmehrigen Planung die Gebäudehöhe 
von bisher zwei bis drei Vollgeschossen auf nur noch zwei Vollgeschosse reduziert. 
Dementsprechend sinkt auch die Gebäudehöhe um 1,35 m. Zulässig ist auf dem zweiten 
Vollgeschoss jedoch eine Dachterrasse, auf der in begrenztem Umfang z.B. auch 
Beschattungsanlagen errichtet werden dürfen. Da der Neubau nunmehr ein Flachdach 
vorsieht, wodurch Gebäude- und Traufhöhe identisch sind, konnte auf die Festsetzung 
einer Traufhöhe verzichtet werden.  
 

3.3.2 Grundflächenzahl (GRZ) 
 
Erhöht wurde im Vergleich zu 2009 die GRZ im WA 2 und WA 3 von 0,4 auf 0,6. Denn 
bei der Kalkulation der GRZ (Verhältnis von Grundstücksfläche zu Gebäudegrundfläche) 
im Jahr 2009 wurde die auf Flst.Nr. 63/7 festgesetzte private Grünfläche irrtümlich mit 
einberechnet, was jedoch nicht zulässig ist, weil festgesetzte Grünflächen kein Bauland 
sind. Dadurch steht insgesamt weniger anrechenbare Grundstücksfläche zur Verfügung. 
Hinzu kam des Weiteren die Loggia, die die Grundfläche des Denkmalgebäudes 
vergrößert. Außerdem ist die Fläche „DT“ für die verbindende Dachterrasse als Teil des 
Hauptgebäudes anzusehen und deshalb in die Gebäudegrundfläche einzurechnen, was 
2009 irrtümlich auch nicht erfolgte. Bei der geplanten vollständigen Ausnutzung der 
Baufenster errechnet sich somit eine tatsächliche GRZ von über 0,5. Festgesetzt werden 
soll deshalb eine GRZ von 0,6. 
 
Im Wohngebiet ist regelmäßig eine GRZ von bis zu 0,4 nach § 17 Abs. 1 BauNVO 
zulässig, Gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO kann die maximale GRZ aber durch Festsetzung 
im Bebauungsplan aus städtebaulichen Gründen überschritten werden, wenn die 
Überschreitung durch Umstände ausgeglichen ist oder durch Maßnahmen ausgeglichen 
wird, durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt werden und nachteilige 
Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. Diese Voraussetzungen sind hier aus 
folgenden Gründen erfüllt: 
 
- Städtebaulicher Grund für die erhöhte Grundflächenzahl ist das Erfordernis der 
Nachverdichtung im Zuge der Innenentwicklung angesichts des massiven 
Flächenmangels für Wohnbauflächen in der Region Freiburg und der Gemeinde 
Kirchzarten. 
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- Regelmäßig zulässig ist eine GRZ von 0,6 gem. § 17 Abs. 1 BauNVO in Mischgebieten 
und in Dorfgebieten. Eine GRZ von 0,6 ist anhand dieses Maßstabes am vorliegenden 
Standort auch deshalb städtebaulich gut vertretbar, weil es sich nicht um ein 
aufgelockertes Neubauwohngebiet am Ortsrand handelt, sondern um einen Teil des 
ehemals dörflich geprägten Ortskerns, der bis zur Aufgabe der früheren 
landwirtschaftlichen, kleingewerblichen und handwerklichen Nutzungen einem 
Dorfgebiet entsprach. In solchen innerörtlichen Verdichtungsbereichen ist deshalb auch 
noch heute, wenn die ursprünglich dorfprägenden Nutzungen durch Wohngebäude 
ersetzt werden, eine höhere Verdichtung üblich und verträglich.  

 

- Das Gebäude im WA 3 wurde im Vergleich zu 2009 in der Höhe reduziert, so dass sich 
die gesamte Baumasse im Saldo sogar verringert. 

 

- Angesichts der maßvollen Höhenentwicklung und der Reduzierung der Gebäudehöhe 
im WA 3 im Verhältnis zur Planung aus 2009 werden durch die erhöhte GRZ auch nicht 
die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse auf den Baugrundstücken oder in der 
Umgebung beeinträchtigt. Rund um die beiden Grundstücke gibt es genug Freiflächen, 
die die erhöhte Verdichtung kompensieren. Nachbargebäude werden nicht (etwa durch 
Verschattung) unzumutbar beeinträchtigt. 

 

- Schließlich wird für das WA 3 festgesetzt, dass mindestens 50 % der Dachterrasse des 
Neubaus zu begrünen sind, was einen Ausgleich für die Versiegelungswirkung der 
höheren Verdichtung schafft. 
 
Die Überschreitung der GRZ für Wohngebiete auf bis zu 0,6 ist daher sowohl 
städtebaulich begründet als auch in deren planerischen Umfeld so gut verträglich, dass 
sie keine nachteiligen Auswirkungen hat. Durch die Dachbegrünung wird sie 
ausgeglichen. 

 
3.4 Nebenanlagen und Stellplätze 

 
Stellplätze nach § 12 BauNVO  dürfen nur innerhalb der in der Planzeichnung 
dargestellten überbaubaren Grundstücksfläche oder innerhalb der Fläche für Stellplätze 
ausgewiesen werden. Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen für die Hauptnutzung zulässig. Für die Regulierung sonstiger 
Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 BauNVO wird kein planerisches Bedürfnis gesehen, 
weshalb diese entsprechend den gesetzlichen Vorgaben auf den Grundstücksflächen 
im Übrigen zulässig sind. Gleiches gilt für die Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO 
zur Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Abwasserableitung.  
 

3.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 
 
Die Festsetzungen zum Ausschluss metallgedeckter Dächer, zur Begrünung von 
Flachdächern und Erhaltungs- und Pflanzgebote für Bäume dienen dazu, die Eingriffe in 
Boden und den Wasserhaushalt zu reduzieren. Die Festsetzung von mindestens 50% 
Begrünung des Flachdachs im Neubau WA 3 dient überdies dazu, die erhöhte 
Versiegelung durch die Erhöhung der Grundflächenzahl auf 0,6 auszugleichen (s.o.) und 
dient auch der Minimierung der Auswirkungen auf Wasser- und Bodenhaushalt. 
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4. Örtliche Bauvorschriften 
 
Die getroffenen gestalterischen Festsetzungen sichern ein äußeres Erscheinungsbild, 
das sich in das vorhandene Bild der angrenzenden Ortslage einfügt. Zwar weicht das 
Flachdach auf dem Neubau im WA 3 davon teilweise ab. Da das Gebäude jedoch in 
zweiter Reihe steht und außerdem in der Höhe reduziert wurde, wird das Ortsbild 
dadurch nicht beeinträchtigt. 
 
Die Festsetzung zu den Werbeanlagen dient dazu, das Plangebiet nicht mit 
Fremdwerbung jeglicher Art und Größe zu „verunstalten“. Das Planungsgebiet ist ein 
allgemeines Wohngebiet. Das Wohngebiet soll für den Betrachter auch als solches 
wahrnehmbar sein. Blinkende oder sich bewegende Werbeanlagen entsprächen nicht 
dem in einem Wohngebiet angestrebten Ruhebedürfnis. 
 
Die Stellplatzpflicht wird entsprechend der in Kirchzarten üblichen Praxis auf 1,5 pro 
Wohneinheit festgesetzt. Für Kleinwohnungen bleibt es bei einem Stellplatz pro 
Wohnung.  
 
Aus dem ursprünglichen Bebauungsplan von 1994 übernommen und erneut festgesetzt 
wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für die weiter östlich befindlichen 
Hinterliegergrundstücke.  
 

5. Erschließung 
 
Die öffentliche Erschließung – sowohl verkehrstechnisch wie ver- und 
entsorgungsmäßig – ist vorhanden und bleibt unverändert bestehen.  
 

6.  Kostenauswirkungen 
 
Die Planungskosten werden jeweils hälftig vom Bauherrn und der Gemeinde Kirchzarten 
getragen. 
 

7. Flächenbilanz 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Im Gässle – Neufassung Teilbereich“ 
umfasst eine Gesamtfläche von 1.871,55 m² und weist folgende Flächen aus: 
 
 Prozent (%) Flächen (m2) 
allgemeines Wohngebiet 90 1.686,55 
private Grünflächen 10 185 
Bebauungsplangebiet 100 1.871,55 

 
 
 
 
Gemeinde Kirchzarten, den  
 
 
……………………………. 
Andreas Hall 
Bürgermeister 


